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Wir kommen zur Abstimmung. Der Innenausschuss 
empfiehlt in Drucksache 16/5782, den Gesetzent-
wurf der Landesregierung Drucksache 16/5230 un-
verändert anzunehmen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über diesen Gesetzentwurf. Wer dem 
Gesetzentwurf seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 16/5230 von SPD, 
CDU, Bündnis 90/Die Grünen und der FDP gegen 
die Stimmen der Piraten in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

21 Gesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Bundesausbildungsförderungsge-
setz  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5545 – Neudruck  

erste Lesung 

Ministerin Löhrmann hat mitgeteilt, dass sie ihre 
Einbringungsrede zu Protokoll  geben wird. 
(Siehe Anlage 4) 

(Beifall von der SPD) 

Eine weitere Aussprache ist für heute nicht vorge-
sehen. Somit kommen wir zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 16/5545 – Neudruck – an 
den Ausschuss für Schule und Weiterbildung – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung. Wer dem 
seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht seine Zu-
stimmung geben? – Wer enthält sich? – Damit ist 
einstimmig Überweisung erfolgt. 

Wir kommen zu 

22 Gesetz über die Zulassung von Zentren und 
über die Einrichtung der Ethikkommission für 
Präimplantationsdiagnostik in Nordrhein-
Westfalen (Präimplantationsdiagnostikgesetz 
Nordrhein-Westfalen – PIDG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5546 

erste Lesung  

Frau Ministerin Steffens hat mitgeteilt, dass sie ih-
re Rede zur Einbringung des Gesetzentwurfs zu 
Protokoll  geben wird. (Siehe Anlage 5) Eine wei-
tere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung: Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/5546 an den Ausschuss für Ar-

beit, Gesundheit und Soziales. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist die Überweisung ein-
stimmig erfolgt. 

Wir kommen zu 

23 Gesetz zur Änderung des Archivgesetzes 
Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5774 

erste Lesung 

Frau Ministerin Schäfer hat mir mitgeteilt, dass sie 
ihre Einbringungsrede zu Protokoll  gegeben 
hat. (Siehe Anlage 6) Eine weitere Aussprache ist 
heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/5774 an den Ausschuss für Kul-
tur und Medien. Wer dem seine Zustimmung ge-
ben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann dem nicht seine Zustimmung geben? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu 

24 Sexuelle Gewalt an Frauen und Männern mit 
geistiger und/oder körperlicher Behinderung 
konsequent bekämpfen! 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/5555 

erste Lesung 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 16/5555 an den Ausschuss 
Frauen, Gleichstellung und Emanzipation – fe-
derführend – sowie an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales; Aussprache und Ab-
stimmung sollen nach Vorlage der Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses erfolgen. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist auch die-
se Überweisung einstimmig erfolgt. 

Wir kommen zu 

25 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 
4. Quartal des Haushaltsjahres 2013 sowie 
Überschreitungen unter 25.000 Euro im ge-
samten Haushaltsjahr 2013 
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Anlage 5 

Zu TOP 22 – Gesetz über die Zulassung von 
Zentren und über die Einrichtung der Ethik-
kommission für Präimplantationsdiagnostik 
in Nordrhein-Westfalen (Präimplantationsdi-
agnostikgesetz Nordrhein-Westfalen – PIDG 
NRW) – zu Protokoll gegebene Rede 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter:  

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt die nach der 
Präimplantationsdiagnostikverordnung des Bun-
des erforderlichen Regelungen um. Das heißt: 
die Einrichtung einer Zulassungsbehörde für 
Präimplantationsdiagnostikzentren sowie einer 
Ethikkommission in Nordrhein-Westfalen. 

Durch das Bundesgesetz zur Regelung der 
Präimplantationsdiagnostik vom 21. November 
2011 ist das Embryonenschutzgesetz mit Einfüh-
rung des § 3a geändert worden. Die Durchfüh-
rung einer Präimplantationsdiagnostik in 
Deutschland bleibt grundsätzlich verboten. Aus-
nahmsweise sind entsprechende Maßnahmen 
unter Einhaltung enger Kriterien an Zentren für 
Präimplantationsdiagnostik zulässig. 

Die landesrechtlich vorgesehenen Regelungen 
orientieren sich eng am Rechtsrahmen der Bun-
desverordnung, um den Ausnahmecharakter der 
Präimplantationsdiagnostik klarzustellen. 

Es soll lediglich eine Ethikkommission für Nord-
rhein-Westfalen geben, und nur eine Behörde 
soll über die Zulassung von Zentren für Präim-
plantationsdiagnostik entscheiden. Dies zielt da-
rauf ab, jeweils eine einheitliche und neutrale 
Entscheidungspraxis zu gewährleisten. 

Das grundsätzliche Dilemma der Präimplantati-
onsdiagnostik, Embryonen auf Probe zu zeugen 
und einer Art „Qualitätsprüfung“ zu unterziehen, 
bevor man sich für sie entscheidet, kann jedoch 
nicht aufgelöst werden. Die Grundsatzentschei-
dung hierfür ist mit Schaffung des Präimplantati-
onsgesetzes bereits auf Bundesebene gefällt 
worden. 

Wir bewegen uns hier in einem ethischen Grenz-
bereich – umso wichtiger ist es, durch gesetzli-
che Regelungen den Ausnahmecharakter ent-
schieden zu unterstreichen und das Verfahren 
nur innerhalb enger Grenzen zuzulassen. 

Deshalb sieht der Gesetzentwurf meines Hauses 
eine Begrenzung der Anzahl an Zentren für 
Präimplantationsdiagnostik auf insgesamt maxi-
mal zwei Zentren in Nordrhein-Westfalen vor – 
gegebenenfalls. eines in Nordrhein und eines in 
Westfalen-Lippe.  

Sowohl Chancen als auch Risiken der geneti-
schen Diagnostik müssen unter ethischen Ge-
sichtspunkten bewertet werden. Es wird auch in 
Zukunft keine Welt ohne Krankheit und Behinde-
rung geben. 

Mit dem Gesetz soll jedoch genetisch vorbelaste-
ten Paaren, die nicht selten schon einen langen 
Leidensweg, womöglich mit Fehlgeburten oder 
anderen traumatischen Erlebnissen, hinter sich 
haben, die Möglichkeit gegeben werden, ihren 
Kinderwunsch auf legalem Weg und unter opti-
maler medizinischer Betreuung in Nordrhein-
Westfalen zu verwirklichen. 
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